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Bericht Sachsen-Anhalt 
Stand: 27. März 2026 

I. Verfahren zur Durchführung des LuKIFG 

1. Rechtsgrundlagen für die Umsetzung des LuKIFG 

Im  Land  Sachsen-Anhalt  erfolgt  die  Administration  der  Mittel  aus  dem  LuKIFG  über  ein  

vom  Kernhaushalt  getrenntes  Sondervermögen,  dessen  alleinige  Einnahmen  LuKIFG-

Mittel  sind  und  dessen  Ausgaben  vollständig  aus  diesen  Mitteln  finanziert  werden.  Das  

Gesetz  über  das  Sondervermögen  „Infrastruktur“  (Infrastruktur-Sondervermögensgesetz  

–  Infra-SVG)  vom  17.  Dezember  2025  ist  am  1.  Januar  2026  in  Kraft  getreten  (GVBl.  

LSA  2025,  S.  835).   

2. Kernelemente der Umsetzungsregelungen und Verfahren für die Bereitstellung der Mittel 

Das in Sachsen-Anhalt zur Verfügung stehende Mittelvolumen wird gesetzlich in einen 

Kommunalarm und einen Landesarm unterteilt: 

Im Kommunalarm werden den kreisfreien Städten, den Landkreisen, den 

Einheitsgemeinden und den Verbandsgemeinden (Kommunen) pauschale Budgets zur 

Verfügung gestellt. Die Höhe des Budgets für jede Kommune ist gesetzlich festgelegt 

(§ 7 Abs. 3 Infra-SVG i. V. m. der Anlage zum Infra-SVG). Zentrale umsetzende Stelle 

für den Kommunalarm ist die Investitionsbank Sachsen-Anhalt. Hier können die 

Kommunen Vorhaben anzeigen und Auszahlungsanträge stellen. Die Investitionsbank 

Sachsen-Anhalt gewährt gemäß § 7 Abs. 4 Infra-SVG maßnahmenbezogene 

Erstattungen bis zur Höhe der jeweils zugewiesenen pauschalen Budgets. 

Die Kommunen entscheiden eigenverantwortlich, welche Maßnahmen sie innerhalb 

ihres zugewiesenen Budgets durchführen. Sie müssen dabei sicherstellen, dass die 

Mittel aus dem Sondervermögen nach Maßgabe des LuKIFG und der VV LuKIFG 

verwendet werden (vgl. § 3 Abs. 1 Infra-SVG). 

Im Landesarm werden den Ministerien Budgets, deren Höhe in § 3 Abs. 3 Infra-SVG 

gesetzlich festgelegt ist, zugewiesen. Die Mittelverwendung wird durch den jährlichen 

Wirtschaftsplan konkretisiert, der vom Gesetzgeber festzustellen ist. Die Mittel aus dem 

Landesarm können für Maßnahmen verwendet werden, die die Landesverwaltung selbst 

umsetzt (Zuweisungsverfahren; als Bewilligung gilt hier die verwaltungsinterne 

Entscheidung zur Projektumsetzung). Außerdem können die Ministerien 

Förderprogramme auflegen. Deren Umsetzung obliegt nach § 6 Infra-SVG der 
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Bericht Sachsen-Anhalt 
Stand: 27. März 2026 

Investitionsbank Sachsen-Anhalt als bewilligende Stelle, soweit die Zuwendungen nicht 

von dem zuständigen Ministerium selbst gewährt werden (Projektförderung). Hierfür 

werden zwischen den Ministerien und der Investitionsbank Sachsen-Anhalt 

Fördergrundsätze festgelegt, welche die Zielsetzung des Programms festlegen. 

§  6  Infra-SVG  setzt  verbindliche  verfahrensmäßige  Maßstäbe  für  die  Ausreichung  von  

Zuwendungen  auf  der  Basis  von  formalen  Bewilligungen  aus  dem  Landesarm.  Danach  

ist  der  Zuwendungsbescheid  mit  Nebenbestimmungen  zu  versehen,  die  für  den  Vollzug  

des  LuKIFG  notwendig  sind;  andere  Nebenbestimmungen  sind  nicht  zulässig.  Darüber  

hinaus  ist  die  Pflicht  zur  Vorlage  eines  den  Anforderungen  des  LuKIFG  entsprechenden  

Verwendungsnachweises  geregelt.  In  Umsetzung  dieser  Vorschrift  wurden  sog.  

Allgemeine  Nebenbestimmungen  speziell  für  Zuwendungen  aus  dem  Landesarm  des  

Infrastruktur-Sondervermögengesetzes  (ANBest-Infra-SVG)  erarbeitet,  die  zwingend  

zum  Gegenstand  eines  Förderbescheids  zu  machen  sind.  Auf  diese  Weise  werden  die  

Zuwendungsempfänger  an  die  im  LuKIFG  normierten  Regeln  für  die  Verwendung  der  

Mittel  und  die  dem  Bund  gegenüber  bestehenden  Berichtspflichten  gebunden.   

Ziel dieser verbindlichen Verfahrensmaßstäbe ist es auch, eine schnelle, effektive, 

bürokratiearme Umsetzung von Fördermaßnahmen zu gewährleisten. Die 

Anforderungen an das Verfahren wurden auf das notwendige Mindestmaß reduziert. 

3. Umsetzung von § 4 LuKIFG 

Die Ausgestaltung des „Bewilligungsverfahrens“ nach § 4 Abs. 2 Satz 1 LuKIFG wird 

durch landesrechtliche Vorgaben umgesetzt. 

Im Kommunalarm erfolgt die rechtsverbindliche Festlegung der Mittelverwendung durch 

die digitale Vorhabenanzeige der Kommune gegenüber der Investitionsbank Sachsen-

Anhalt gemäß § 9 Infra-SVG. Mit Eingang einer vollständigen Vorhabenanzeige gilt die 

Maßnahme nach § 9 Abs. 4 Infra-SVG als bewilligt. Damit liegt eine verbindliche 

Entscheidung über die Verwendung der Mittel vor. Ein gesondertes 

Nachbewilligungsverfahren ist im Kommunalarm nicht notwendig, da es sich um eine 

Genehmigungsfiktion handelt. Änderungen bereits angezeigter Maßnahmen sowie die 

Anzeige weiterer Vorhaben können innerhalb des der jeweiligen Kommune 

zugewiesenen pauschalen Budgets ebenfalls über die Vorhabenanzeige erfolgen. Die 

Budgetüberwachung wird durch die Investitionsbank Sachsen-Anhalt sichergestellt. 

Nach dem 31. Dezember 2036 ist dies jedoch unzulässig (§ 9 Abs. 5 Infra-SVG). 
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Bericht Sachsen-Anhalt 
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Im Landesarm erfolgt die rechtsverbindliche Festlegung der Mittelverwendung durch 

Zuwendungsbescheid (Fördermaßnahmen) bzw. durch Beschluss des 

Wirtschaftsplanes. 

4.  Berücksichtigung  Dritter  /  ÖPP-Konstruktionen  

Die Berücksichtigung Dritter und freier Träger ist sowohl im Kommunalarm als auch im 

Landesarm grundsätzlich möglich. Auch Öffentlich-private Partnerschaften (ÖPP) sind 

nicht ausgeschlossen. 

5.  Ausgestaltung  des  Bewirtschaftungsverfahrens  

Bei der Bewirtschaftung der Mittel gegenüber dem Bund geht das Land Sachsen-Anhalt 

in Vorleistung. Erst nach Auszahlung der Mittel aus dem Wirtschaftsplan des 

Sondervermögens – entweder durch die Investitionsbank Sachsen-Anhalt oder durch die 

Ministerien – ruft das Ministerium der Finanzen als verantwortliche Stelle des Landes die 

Finanzmittel aus dem Bundeshaushalt ab. 

Die Weiterleitung der Mittel im Kommunalarm erfolgt im Abrufverfahren. Nach Anzeige 

einer Maßnahme können die Kommunen gemäß § 11 Infra-SVG Auszahlungsanträge 

bei der Investitionsbank Sachsen-Anhalt stellen. Voraussetzung für die Auszahlung ist 

neben der Bewilligung insbesondere die Vorlage geeigneter Nachweise über die 

Zahlungsverpflichtung. Die Auszahlung ist zulässig für Ausgaben, die bereits fällig sind 

oder deren Fälligkeit innerhalb von drei Monaten bevorsteht. Die Investitionsbank 

Sachsen-Anhalt fordert die erforderlichen Mittel vor der Auszahlung beim Land ab und 

veranlasst anschließend die Auszahlung innerhalb des der jeweiligen Kommune 

zugewiesenen Budgets. 

Im Landesarm erfolgt das Verfahren für die Förderprogramme, welche die 

Investitionsbank Sachsen-Anhalt im Auftrag des Landes durchführt, analog. Die 

Investitionsbank Sachsen-Anhalt erhält die dafür notwendigen Mittel vom Land und zahlt 

auf einen mit einem Nachweis bestehender Zahlungsverpflichtungen versehenen Antrag 

Mittel aus. Bei von der Landesverwaltung selbst durchgeführten Vorhaben werden 

Haushaltsansätze im Wirtschaftsplan für das Sondervermögen den Ressorts zur 

Bewirtschaftung übertragen und Ausgaben von diesen gebucht. 
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Bericht Sachsen-Anhalt 
Stand: 27. März 2026 

6. Ausgestaltung der Berichterstattung 

Die Berichterstattung über geplante, begonnene und abgeschlossene Maßnahmen 

erfolgt im Kommunalarm auf Grundlage der Berichtspflichten der Kommunen nach § 10 

Abs. 1 Infra-SVG. Die Kommunen übermitteln die entsprechenden Angaben an die 

Investitionsbank Sachsen-Anhalt. Die Investitionsbank Sachsen-Anhalt führt die 

Informationen zusammen und übermittelt dem Ministerium der Finanzen jährlich zu 

einem bestimmten Stichtag eine zusammenfassende Übersicht über den Stand der 

geplanten, begonnenen und abgeschlossenen Investitionsmaßnahmen. 

Für die Mittel des Landesarms, die ebenfalls über die Investitionsbank Sachsen-Anhalt 

administriert werden, gilt dasselbe Verfahren. Für die Mittel des Landesarms, die durch 

die Fachressorts umgesetzt werden, müssen diese anhand von (noch zu erstellenden) 

Tableaus ihre Angaben zu den geplanten, begonnenen und abgeschlossenen 

Maßnahmen an das Ministerium der Finanzen zu einem bestimmten Stichtag liefern. 

7. Öffentlich zugängliche Informationsportale 

Informationen zum Landessondervermögen „Infrastruktur“ sind auf den folgenden 

Internetseiten zu finden: 

 Ministerium der Finanzen 

https://mf.sachsen-anhalt.de/finanzen/haushalt/sondervermoegen-infrastruktur 

 Investitionsbank Sachsen-Anhalt 

https://www.ib-sachsen-anhalt.de/de/oeffentliche-einrichtungen/investieren-

ausgleichen/sondervermoegen-infrastruktur  

II. Ausgestaltung der Mittelverteilung im Land, zwischen Land und Kommunen sowie 

zwischen den Kommunen 

1. Ausgestaltung der rechtlichen Regelungen zur Mittelverteilung 

Das  für  das  Land  Sachsen-Anhalt  zur  Verfügung  stehende  Mittelvolumen  in  Höhe  von  

2.613.900.000  Euro  ist  wie  folgt  aufgeteilt:  

Für  den  Kommunalarm  sind  gemäß  §  3  Abs.  2  Infra-SVG  1.568.340.000  Euro  

vorgesehen,  was  einem  Anteil  von  60  Prozent  entspricht.  Die  als  pauschale  Budgets  
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Bericht Sachsen-Anhalt 
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abrufbaren  Mittel  sind  für  jede  Kommune  gesetzlich  festgelegt  (§  7  Abs.  3  Infra-SVG  i.  V.  

m.  der  Anlage  zum  Infra-SVG).  Die  Berechnung  der  kommunalen  Budgets  ergibt  sich  

aus  §  7  Abs.  2  Infra-SVG.  Die  Verteilung  des  Kommunalbudgets  je  kommunaler  Gruppe  

auf  die  einzelnen  Kommunen  innerhalb  jeder  Gruppe  erfolgt  im  Wesentlichen  zu  75  

Prozent  nach  der  durchschnittlichen  Einwohnerzahl  und  zu  25  Prozent  nach  der  Fläche.  

Finanzschwache  Kommunen  wurden  bei  der  Festlegung  der  pauschalen  Budgets  

besonders  berücksichtigt.  Wegen  der  Einzelheiten  wird  auf  die  Begründung  zum  Entwurf  

eines  Gesetzes  über  das  Sondervermögen  „Infrastruktur“  verwiesen  (Landtags-

Drucksache  8/6170  vom  4.  November  2025).  

Für den Landesarm sind gemäß § 3 Abs. 3 Infra-SVG 1.045.560.000 Euro vorgesehen, 

was einem Anteil von 40 Prozent entspricht. Diese Mittel werden den Ministerien anteilig 

als Budget zugewiesen und wie folgt verteilt: 

Die Kommunen können an den Mitteln des Landesarms partizipieren. In einer im 

September 2025 zwischen dem Land Sachsen-Anhalt und den kommunalen 

Spitzenverbänden geschlossenen Vereinbarung wurde vereinbart, dass insgesamt zwei 

Drittel der auf das Land Sachsen-Anhalt entfallenen Bundesmittel für die kommunale 

Infrastruktur verwendet werden. Dieses Ziel wird aus heutiger Sicht übertroffen werden. 

2. Besondere Berücksichtigung der Bedürfnisse finanzschwacher Kommunen bei der 

Mittelverteilung 

Bei der Mittelverteilung im Kommunalarm wurden die Bedürfnisse finanzschwacher 

Kommunen besonders berücksichtigt. Grundlage zur Bestimmung finanzschwacher 

Kommunen war die jeweilige durchschnittliche Pro-Kopf-Steuerkraft der Jahre 2021 bis 

2025 der einzelnen Kommunen. Danach gilt eine Kommune als finanzschwach, wenn 

ihre Pro-Kopf-Steuerkraft im Durchschnitt der Jahre 2021 bis 2025 weniger als 80 

Prozent des Pro-Kopf-Durchschnittswertes ihrer jeweiligen kommunalen Gruppe beträgt. 

Bei der Gruppe der Landkreise wurde statt der Steuerkraft die entsprechende Pro-Kopf-

Umlagekraft der Jahre 2021 bis 2025 herangezogen (vgl. § 7 Abs. 2 Nr. 5 Infra-SVG). 

Die hiernach ermittelten finanzschwachen Kommunen erhielten bei der Mittelverteilung 

innerhalb des Kommunalarms einen Zuschlag auf ihre durchschnittliche Einwohnerzahl 

von 50 Prozent (vgl. § 7 Abs. 2 Nr. 4 Satz 2 Infra-SVG). Wegen der Einzelheiten wird auf 

die Begründung zum Entwurf eines Gesetzes über das Sondervermögen 

„Infrastruktur“ verwiesen (Landtags-Drucksache 8/6170 vom 4. November 2025). 

Das Land Sachsen-Anhalt hat insgesamt 247 Kommunen. Diese unterteilen sich in 
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Bericht Sachsen-Anhalt 
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  

  

  

  

  

3 kreisfreie Städte 

11  Landkreise  

101 kreisangehörige Einheitsgemeinden 

18 Verbandsgemeinden und 

114 Mitgliedsgemeinden von Verbandsgemeinden. 

Bei der Verteilung der Mittel wurden die Verbandsgemeinden und ihre zugehörigen 

Mitgliedsgemeinden aggregiert berücksichtigt. Gemäß § 7 Abs. 1 Infra-SVG werden die 

Budgets den jeweiligen Verbandsgemeinde zugewiesen. Gleichzeitig gewährleistet das 

Infra-SVG, dass die Verbandsgemeinden mit ihren Mitgliedsgemeinden im Rahmen der 

kommunalen Selbstverwaltung individuell über die konkrete Verwendung der Mittel 

entscheiden und diese entsprechend den jeweiligen finanziellen Bedürfnissen einsetzen 

können. 

In den nachfolgenden Ausführungen werden die 114 Mitgliedsgemeinden von 

Verbandsgemeinden nicht separat dargestellt, da diese auf der Ebene der 

Verbandsgemeinden bereits einbezogen sind. Nach dem dargestellten Kriterium der 

durchschnittlichen Pro-Kopf-Steuerkraft /Umlagekraft je kommunaler Gruppe zur 

Bestimmung von finanzschwachen Kommunen sind in der Gruppe der kreisangehörigen 

Einheitsgemeinden und Verbandsgemeinden 38 Kommunen als finanzschwach 

bestimmt. In der Gruppe der kreisfreien Städte und der Gruppe der Landkreise sind 

keine Kommunen als finanzschwach bestimmt. 

In der Gruppe der kreisangehörigen Einheitsgemeinden und Verbandsgemeinden 

wurden danach rund 32 Prozent der Kommunen als finanzschwach eingeordnet. 

Bezogen auf die 133 Kommunen (3 kreisfreie Städte, 11 Landkreise, 101 

Einheitsgemeinden und 18 Verbandsgemeinden) lag der Anteil bei rund 29 Prozent. 

Das Förderbudgetvolumen der finanzschwachen Kommunen beträgt 298.597.267 Euro. 

Das sind rund 19 Prozent des insgesamt im Kommunalarm zur Verfügung stehenden 

Förderbudgets. 

Unter Beachtung des differenzierten Verteilungsschlüssels (75 Prozent nach 

Einwohnerzahl und 25 Prozent nach Fläche) und der Berücksichtigung der 

Finanzschwäche nur bei dem Parameter „Einwohner“ ergeben sich folgende 

Unterschiede bei den zugewiesenen Förderbudgets, umgerechnet in Euro je Einwohner 

(bezogen auf die durchschnittliche Einwohnerzahl zum 31.12. der Jahre 2020 bis 2023): 
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  

  

Einheitsgemeinden und Verbandsgemeinden ohne Finanzschwäche erhalten bei 

einer summarischen Betrachtung rund 399,02 Euro je Einwohner. 

Finanzschwache Einheitsgemeinden und Verbandsgemeinden erhalten bei einer 

summarischen Betrachtung rund 509,24 Euro je Einwohner. 

Die finanzschwachen Einheitsgemeinden und Verbandsgemeinden erhalten danach 

durchschnittlich rund 127,6 Prozent des Betrages, der den nicht finanzschwachen 

Einheitsgemeinden und Verbandsgemeinden durchschnittlich je Einwohner zugewiesen 

wird. 

III. Schwerpunkte der Verwendung der Bundesmittel 

Für den Kommunalarm ist zurzeit nicht prognostizierbar, welche Vorhaben mit welchen 

Investitionsbereichen die Kommunen mit den zur Verfügung stehenden Mitteln 

umsetzen. Die Kommunen entscheiden im Rahmen der ihnen nach § 7 Infra-SVG 

zugewiesenen Budgets eigenverantwortlich über die Auswahl der 

Investitionsmaßnahmen. Eine landesseitige Schwerpunktsetzung nach einzelnen 

Investitionsbereichen erfolgt im Kommunalarm nicht. Die Mittel können grundsätzlich für 

Investitionen in allen nach § 3 Absatz 1 LuKIFG zulässigen Infrastrukturbereichen 

eingesetzt werden, soweit die gesetzlichen Voraussetzungen erfüllt sind. 

Die Zielerreichung der Umsetzungsregelungen wird im Wesentlichen über das 

Berichtswesen zum Umsetzungsstand der Investitionsmaßnahmen begleitet. Bereits im 

Rahmen der Vorhabenanzeige übermitteln die Kommunen der Investitionsbank 

Sachsen-Anhalt grundlegende Informationen zu den geplanten Maßnahmen. Darüber 

hinaus sind die Kommunen nach § 10 Infra-SVG verpflichtet, über den Stand der 

geplanten, begonnenen und abgeschlossenen Investitionsmaßnahmen zu berichten. Auf 

dieser Grundlage kann die Entwicklung der Mittelverwendung und der Fortschritt der 

Investitionsmaßnahmen nachvollzogen werden. 

Im Landesarm ist vorgesehen, schwerpunktmäßig in nachstehende 

Infrastrukturbereiche zu investieren: 

  

  

  

  

Verkehrsinfrastruktur (rd. 32 Prozent der Mittel) 

Bildungsinfrastruktur (rd. 20 Prozent der Mittel) 

Bevölkerungsschutz (rd. 13 Prozent der Mittel) 

Wissenschaftsinfrastruktur (rd. 5 Prozent der Mittel) 
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  

  

  

  

  

Wasserwirtschaft (rd. 5 Prozent der Mittel) 

Innere Sicherheit (rd. 4 Prozent der Mittel) 

Sonstiges (rd. 4 Prozent der Mittel) 

Kultur (rd. 4 Prozent der Mittel) 

Weitere Bereiche (rd. 13 Prozent der Mittel) 

Wegen der Einzelheiten wird auf den Wirtschaftsplan für das Sondervermögen 

„Infrastruktur“ für das Jahr 2026 verwiesen. 

Die Ausgestaltung des Landesarmes ist aktuell noch nicht vollständig abgeschlossen. 

Für folgende Förderbereiche gibt es derzeit abgestimmte Fördergrundsätze: 

  

  

  

  

  

Kommunaler Brandschutz (rd. 4,9 Mio. Euro) 

Sportförderung und Einzelmaßnahmen des Sports (rd. 21,8 Mio. Euro) 

Wassermanagement (rd. 33,0 Mio. Euro) 

Schulbau (rd. 83,9 Mio. Euro) 

Kulturelle Infrastruktur und Anpassung kultureller Einrichtungen an klimatische 

Veränderungen (60,4 Mio. Euro) 

Möglichkeiten zur Identifikation und Bezifferung von Ausgaben, die für Grüne 

Bundeswertpapiere anrechenbar sind, bestehen aktuell nicht. 

IV. Verfahren zur Sicherstellung der zweckentsprechenden Mittelverwendung in 

Ländern und Kommunen 

Im Kommunalarm wird ein vereinfachtes Verfahren angewendet, das ein 

Weiterleitungsmodell mit einer formalen Genehmigungsfiktion verbindet. Eine klassische 

Projektbewilligung mit vorgelagerter Einzelfallprüfung findet nicht statt. Die 

Investitionsbank Sachsen-Anhalt nimmt die digitalen Vorhabenanzeigen der Kommunen 

entgegen, prüft sie auf Vollständigkeit und führt eine Plausibilisierung der Angaben 

durch, bevor die Maßnahme gemäß § 9 Abs. 4 Infra-SVG als bewilligt gilt. Auch im 

Rahmen der Auszahlungsanträge werden zusätzlich relevante Informationen erhoben. 

Die Kommunen reichen gemäß § 11 Abs. 2 Infra-SVG Rechnungen oder andere 

geeignete Belege über Zahlungsverpflichtungen bei der Investitionsbank Sachsen-

Anhalt ein. 
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Die Sicherstellung der zweckentsprechenden Mittelverwendung erfolgt überwiegend 

über nachgelagerte Berichtspflichten sowie gezielte Prüfungen. Dadurch wird 

gewährleistet, dass die Mittel gesetzeskonform eingesetzt werden, ohne eine 

vorgelagerte Einzelfallprüfung zu erfordern. 

Die Kommunen legen der Investitionsbank Sachsen-Anhalt gemäß § 12 Abs. 1 Infra-

SVG jährlich eine Übersicht über die abgeschlossenen Maßnahmen vor. Auf Grundlage 

dieser Übersicht prüft die Investitionsbank Sachsen-Anhalt gemäß § 12 Abs. 2 Infra-

SVG mindestens 5 Prozent der abgeschlossenen Maßnahmen der Kommunen. Die 

Auswahl der zu prüfenden Maßnahmen erfolgt stichprobenartig aus den geförderten 

Investitionsmaßnahmen. Für die Prüfungen werden die von den Kommunen 

vorzulegenden Unterlagen ausgewertet. Hierzu zählen neben der jährlichen Übersicht 

insbesondere Sachberichte, summarische Zusammenstellungen der Ausgaben sowie 

weitere vorhabenbezogene Nachweise. Bei Bedarf können vertiefte Prüfungen 

durchgeführt werden. Die Einhaltung der vorgesehenen Mindestprüfquote wird im 

Rahmen der Prüftätigkeit der Investitionsbank Sachsen-Anhalt sichergestellt. Damit 

nimmt die Investitionsbank Sachsen-Anhalt eine zentrale Rolle bei der Sicherstellung 

der zweckentsprechenden Mittelverwendung wahr. 

Unabhängig hiervon verbleibt die Verantwortung für die ordnungsgemäße 

Mittelverwendung bei den jeweiligen Kommunen im Rahmen ihrer Haushaltsführung. 

Darüber hinaus unterliegen die Kommunen den kommunalrechtlichen Kontroll- und 

Prüfmechanismen, insbesondere der örtlichen Rechnungsprüfung. 

Im Landesarm ist zwischen Fördermaßnahmen und von der Verwaltung selbst 

umgesetzten Maßnahmen zu unterscheiden: 

 Im  Rahmen  von  Fördermaßnahmen  wird  die  zweckentsprechende  

Mittelverwendung  über  die  Definition  des  Verwendungszwecks  und  der  Bindung  an  

ein  konkretes  Projekt  im  Zuwendungsbescheid  gewährleistet.  Für  

Fördermaßnahmen  aus  dem  Landesarm  gilt  analog  zum  Kommunalarm  die  5  

Prozent-Regelung.  Diese  wird  bei  den  Förderprogrammen,  welche  durch  die  

Investitionsbank  Sachsen-Anhalt  administriert  werden,  gleichfalls  durch  die  

Investitionsbank  Sachsen-Anhalt  umgesetzt.  Gegenstand  der  Prüfung  bilden  ein  

Sachbericht  und  eine  summarische  Auflistung  der  Ausgaben.  Vertiefte  Prüfungen  

und  Vor-Ort-Kontrollen  sind  zulässig,  nicht  aber  standardmäßig  vorgesehen.  

 Die  Einzelmaßnahmen  der  Ministerien  werden  bereits  in  der  Phase  der  

Wirtschaftsplanerstellung  durch  das  Land  selbst  auf  ihre  Vereinbarkeit  mit  dem  
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LuKIFG hin überprüft. Mit Beschluss des Wirtschaftsplanes ist faktisch eine 

Bewilligung ausgesprochen. Die Sicherstellung der zweckentsprechenden 

Mittelverwendung erfolgt durch gezielte, stichprobenartige Prüfungen. Die Auswahl 

der Prüfungsfälle erfolgt per Zufallsprinzip. Weitere Prüfungen, zum Beispiel bei 

Verdachtsfällen, sind möglich. Die ausgewählten Prüffälle werden einer inhaltlichen 

wie auch zahlungsbezogenen Prüfung unterzogen. 

Darüber hinaus bestehen die Prüfrechte des Landesrechnungshofes Sachsen-Anhalt. 

V. Berücksichtigung der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie bei der Ausgestaltung 

der Programme 

Im Kommunalarm entscheiden die Kommunen im Rahmen der ihnen zugewiesenen 

Budgets eigenverantwortlich über die Auswahl der Investitionsmaßnahmen. Nach § 12 

Abs. 1 Infra-SVG enthält die von den Kommunen der Investitionsbank Sachsen-Anhalt 

vorzulegende Übersicht über die abgeschlossenen Maßnahmen auch Angaben zum 

Beitrag der jeweiligen Investitionsmaßnahme zu Klima-, Umwelt- oder 

Naturschutzzielen. Ein gesondertes Monitoring anhand des Indikatorensystems der 

Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie ist derzeit nicht vorgesehen. 

Für den Landesarm ist darauf hinzuweisen, dass im Land Sachsen-Anhalt ab dem 

Haushaltsjahr 2027 ein sog. Nachhaltigkeitshaushalt eingeführt werden wird. Jedem 

Ausgabetitel soll dabei mindestens eines der 17 Nachhaltigkeitsziele der Vereinten 

Nationen zugeordnet werden, die auch Grundlage der Deutschen 

Nachhaltigkeitsstrategie sind. Diese Kategorisierung findet auch im Wirtschaftsplan des 

Sondervermögens „Infrastruktur“ statt. Daher werden jährliche Auswertungen zur 

Verausgabung der LuKIFG-Mittel im Landesarm auf Grundlage der Nachhaltigkeitsziele 

möglich sein. 

VI. Berücksichtigung des demographischen Wandels bei der Ausgestaltung der 

Programme 

Im Kommunalarm erfolgt die Auswahl der konkreten Investitionsmaßnahmen durch die 

Kommunen. Dadurch wird gewährleistet, dass Investitionen entsprechend den örtlichen 

Bedarfen erfolgen. Nach § 8 Abs. 1 Infra-SVG stellen die Kommunen sicher, dass die 

ihnen gewährten Mittel für Investitionsmaßnahmen verwendet werden, die auf eine 
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längerfristige Nutzung der jeweiligen Infrastruktur auch unter Berücksichtigung der 

absehbaren demografischen Veränderungen abzielen. 

Im Landesarm wird bei der Auswahl der Investitionsmaßnahmen die längerfristige 

Nutzung unter Berücksichtigung der absehbaren demografischen Veränderung 

beachtet. Bei von der Landesverwaltung selbst umgesetzten Maßnahmen ist das 

ohnehin bereits jetzt Teil des Standardprüfprozesses. Bei Fördermaßnahmen wird über 

die Festlegung von Zweckbindungsfristen die längerfristige Nutzung zur Auflage 

gemacht. Soweit erforderlich, wird bei der Definition der Fördervoraussetzungen ein 

„Demographiecheck“ gefordert. Beispielsweise sind die Investitionsmaßnahmen im 

Schulbereich an die Bestandssicherheit auf Grundlage der aktuellen 

Schulentwicklungsplanung gebunden. 
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